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Lesefassung  
 

Satzung 
über die Erhebung von Abgaben 

für die zentrale Niederschlagswasserbeseitigung 
der Gemeinde Albersdorf 

(Beitrags- und Gebührensatzung) 
 

Mit folgenden Änderungen:  
1. Änderung der Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Niederschlagswasserbesei-
tigung der Gemeinde Albersdorf vom 18.08.2010 
2. Änderung der Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Niederschlagswasserbesei-
tigung der Gemeinde Albersdorf vom 19.12.2012 
3. Änderung der Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Niederschlagswasserbesei-
tigung der Gemeinde Albersdorf vom 02.11.2015 
4. Änderung der Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Niederschlagswasserbesei-
tigung der Gemeinde Albersdorf vom 17.12.2019 
5. Änderung der Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Niederschlagswasserbesei-
tigung der Gemeinde Albersdorf vom 20.09.2022 
 

 
Aufgrund der §§ 4, 27 und 28 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO), in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 28.02.2003 (GVOBL. 2003, Seite 57) zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 30.06.2008 (GVOBL. 2008, Seite 310), der §§ 1, 2, 6, 8 und 9a des 
Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein in der Fassung der Bekannt-
machung vom 10.01.2005 (GVOBL. 2005, Seite 27) zuletzt geändert durch Gesetz vom 
20.07.2007 (GVOBL. 2007, Seite 362) und der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung des 
Abwasserabgabengesetzes in der Fassung vom 13.11.1990 (GVOBl. Schl.-H. S. 545, ber. 
GVOBl. 1991, Seite 257) zuletzt geändert durch Artikel 85 der VO vom 12.10.2005 (GVOBl 
2005 Seite 487) wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung der Gemeinde 
Albersdorf vom 09.12.2009 folgende Satzung erlassen: 
 

I. Abschnitt 
 

§ 1 
Allgemeines 

(geändert durch 2. und 3. Änderung der Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale 
Niederschlagswasserbeseitigung der Gemeinde Albersdorf) 

 
(1) Die Gemeinde Albersdorf betreibt für die Beseitigung des auf den Grundstücken in ih-

rem Hoheitsgebiet anfallenden Niederschlagswassers gemäß der Abwasserbeseiti-
gungssatzung vom 09.12.2008 eine selbständige öffentliche Einrichtung zur zentralen 
Niederschlagswasserbeseitigung. 

(2) Die Gemeinde Albersdorf erhebt nach Maßgabe dieser Satzung 
a) Beiträge zur Deckung des Aufwandes für die Herstellung der zentralen öffent-

lichen Niederschlagswasserbeseitigungsanlage. 
b) Kostenerstattungen für Grundstücksanschlüsse (Aufwendungsersatz). 
c) Benutzungsgebühren (Grund- und Verbrauchsgebühren) für die Inanspruch-

nahme der zentralen öffentlichen Niederschlagswasserbeseitigungsanlage. 
(3) Grundstücksanschluss im Sinne des Absatzes 2 Buchst. a) und b) ist die Verbin-

dungsleitung vom öffentlichen Abwasserkanal bis max. einen Meter hinter Grenze 
des zu entwässernden Grundstückes ohne Revisionsschacht auf dem zu entwäs-
sernden Grundstück. Bei Hinterliegergrundstücken ist Grundstücksanschluss im Sin-
ne dieser Satzung die Verbindungsleitung vom öffentlichen Abwasserkanal bis max. 
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einen Meter hinter Grenze zwischen dem Vorderliegergrundstück und der Straße, 
ohne Revisionsschacht auf dem Vorderliegergrundstück. 

(4) Die Erhebung von Beiträgen für den Ausbau sowie für den Umbau der zentralen Nie-
derschlagswasserbeseitigungsanlage wird von der Gemeinde Albersdorf ggf. in einer 
besonderen Satzung geregelt. 
 

II. Abschnitt 
 

Niederschlagswasserbeitrag 
 

§ 2 
Grundsatz 

 
Die Gemeinde Albersdorf erhebt soweit der Aufwand nicht durch Zuschüsse, Abwasserge-
bühren oder auf andere Weise gedeckt wird, für die Herstellung der zentralen öffentlichen 
Niederschlagswasserbeseitigungsanlagen, einschließlich des jeweils ersten Grundstücksan-
schlusses, Niederschlagswasserbeiträge zur Abgeltung der durch die Möglichkeit der Inan-
spruchnahme erwachsenden Vorteile. 
 
 

§ 3 
Gegenstand der Beitragspflicht 

 
1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an eine zentrale öffentliche Nieder-

schlagswasserbeseitigungsanlage angeschlossen werden können und für die 
a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut o-

der gewerblich genutzt werden dürfen, 
b) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie nach 

der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten baulichen 
Entwicklung in der Gemeinde zur Bebauung oder gewerblichen Nutzung an-
stehen. 

2) Wird ein Grundstück an die zentrale öffentliche Niederschlagswasserbeseitigungsan-
lage tatsächlich angeschlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn 
die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht erfüllt sind. 

3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im bürgerlich-
rechtlichen Sinne. 

 
 

§ 4 
Beitragsmaßstab für die Niederschlagswasserbeseitigung 

 
1) Der Abwasserbeitrag für die Niederschlagswasserbeseitigung wird als nutzungsbezo-

gener Flächenbeitrag erhoben. 
 

2) Bei der Ermittlung des nutzungsbezogenen Flächenbeitrages wird die Grundstücks-
fläche mit der Grundflächenzahl vervielfacht. 

 
3) Als Grundstücksfläche nach Absatz 2 gilt 

a) bei Grundstücken, die im Bereich eines Bebauungsplanes liegen, die gesamte 
Fläche, wenn für das Grundstück im Bebauungsplan bauliche oder gewerbli-
che Nutzung festgesetzt ist, 

b) bei Grundstücken, die über die Grenzen des Bebauungsplanes hinausreichen, 
die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes, wenn für diese darin bauliche 
oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, 
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c) bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan besteht und die mit ihrer ge-
samten Grundstücksfläche innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ort-
steiles liegen (§ 34 BauGB), die Gesamtfläche des Grundstückes, 

d) bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan besteht und dessen Grund-
stücksflächen teilweise innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortstei-
les (§34 BauGB) und teilweise im Außenbereich liegen, die Fläche zwischen 
der jeweiligen Straßengrenze und einer im Abstand von 40 Meter dazu verlau-
fenden Parallelen. Bei Grundstücken, die nicht an eine Straße angrenzen oder 
nur durch einen zum Grundstück gehörenden Weg mit einer Straße verbun-
den sind, die im Abstand von 40 Meter dazu verlaufende Parallele, 

e) bei Grundstücken, die durch eine Satzung nach § 34 Absatz 4 BauGB erfasst 
sind, die Fläche innerhalb des Satzungsgebietes, 

f) bei Grundstücken, die über die sich nach den Buchstaben a) – e) ergebenden 
Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Flächen zwischen 
der jeweiligen Straßengrenze bzw. im Falle von Buchstabe d) der der Straße 
zugewandten Grundstücksseite und einer Parallelen hierzu, die in einer Tiefe 
verläuft, die der übergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung ent-
spricht, 

g) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan sonstige Nutzung ohne oder mit 
nur untergeordneter Bebauung festgesetzt ist oder die tatsächlich so genutzt 
werden (z.B. Dauerkleingärten, Schwimmbäder, Sport- und Festplätze sowie 
Friedhöfe), sowie bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan eine Nut-
zung als Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt ist, werden 75 % der 
Grundstücksfläche in Ansatz gebracht 

h) bei bebauten Grundstücken im Außenbereich (§35 BauGB) die Grundfläche 
der einen Anschlussbedarf an die Niederschlagswasserbeseitigungsanlage 
auslösenden bzw. tatsächlich angeschlossenen Baulichkeiten, geteilt durch 
die Grundflächenzahl (GRZ) 0,2. Die so ermittelte Fläche wird diesen Baulich-
keiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand 
von den Außenwänden der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer Über-
schreitung der Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung eine gleichmäßige 
Flächenergänzung auf dem Grundstück erfolgt. Sofern auf dem Grundstück 
angeschlossene, unbebaute und gewerblich, industriell oder in vergleichbarer 
Weise genutzte Grundstücksteile vorhanden sind und diese außerhalb der in 
Satz 2 festgelegten Fläche liegen, wird die so genutzte Fläche zusätzlich zur 
Fläche nach Satz 1 berücksichtigt 

i) bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfeststel-
lung eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist (z.B. 
Abfalldeponie), die Fläche des Grundstücks, auf die sich die Planfeststellung 
bezieht. 

 
4) Als Grundflächenzahl nach Absatz 2 gilt 

a) soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchstzulässige 
Grundflächenzahl, 

b) soweit kein Bebauungsplan besteht oder in einem Bebauungsplan eine 
Grundflächenzahl nicht bestimmt ist, die folgenden Werte: 
·  Kleinsiedlungs-, Wochenendhaus- und Campingplatzgebiete 0,2 
·  Wohn-, Dorf-, Misch- und Ferienhausgebiete 0,4 
·  Gewerbe-, Industrie- und Sondergebiete i.S. von § 11 BauNVO 0,8 
·  Kerngebiete 1,0 

c) für Sport- und Festplätze sowie für selbständige Garagen- und Einstellplatz-
grundstücke 1,0 

d) für Grundstücke im Außenbereich (§ 35 BauGB), für Grundstücke, für die 
durch Bebauungsplan landwirtschaftliche Nutzung festgesetzt ist, und bei 
Friedhofsgrundstücken und Schwimmbädern 0,2 
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e) für Grundstücke im Außenbereich (§ 35 BauGB), bei denen durch Planfest-
stellung eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist 1,0 

f) Die Gebietseinordnung gemäß b) richtet sich für Grundstücke, 
aa) die im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen, nach der 

Festsetzung im Bebauungsplan, 
bb) die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen (§ 

34 BauGB), nach der vorhandenen Bebauung in der näheren Umge-
bung. 

 
5) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB, § 

4 Abs. 4 oder § 7 BauGB-MaßnahmenG liegen, sind zur Ermittlung der Beitragsflä-
chen die Vorschriften entsprechend anzuwenden, wie sie bestehen für  

a) Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung Bestimmungen über das zuläs-
sige Nutzungsmaß getroffen sind; 

b) b) die im Zusammenhang bebauten Ortsteile, wenn die Satzung keine Best-
immungen über das zulässige Nutzungsmaß enthält, wobei dann einheitlich 
die Grundflächenzahl von 0,4 gilt. 

 
6) Soweit die tatsächlich auf einem Grundstück überbaute Fläche größer ist, als die mit 

der Grundflächenzahl vervielfältigte Grundstücksfläche, so ist diese zugrunde zu le-
gen. 

 
 

§ 5 
Beitragssatz 

(geändert durch 2. Änderung der Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Nieder-
schlagswasserbeseitigung der Gemeinde Albersdorf) 

 
Der Beitragssatz für die Herstellung der zentralen öffentlichen Niederschlagswasserbeseiti-
gungsanlagen beträgt 2,06 Euro je qm beitragspflichtiger Fläche. 
 
 

§ 6 
Beitragspflichtige 

 
Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer 
des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des 
Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Bei Wohnungs- und Teileigentum sind 
die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil 
beitragspflichtig. Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte 
sind Gesamtschuldner. 
 
 

§ 7 
Entstehung der Beitragspflicht 

 
1) Die Beitragspflicht entsteht jeweils mit der betriebsfertigen Herstellung der zentralen 

öffentlichen Niederschlagswasserbeseitigungsanlage einschließlich des ersten 
Grundstücksanschlusses, spätestens jedoch mit dem tatsächlichen Anschluss. 

 
2) Im Falle des § 3 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem Anschluss, frühestens je-

doch mit der Genehmigung des Anschlusses. 
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§ 8 
Vorauszahlungen 

 
Auf Beiträge können angemessene Vorauszahlungen gefordert werden, sobald mit der Aus-
führung der Maßnahme begonnen wird. § 6 gilt entsprechend. Eine geleistete Vorauszahlung 
ist bei der Erhebung des endgültigen Beitrags gegenüber dem Schuldner des endgültigen 
Beitrags zu verrechnen. 

§ 9 
Veranlagung, Fälligkeit 

 
Der Abwasserbeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach der Bekannt-
gabe des Bescheides fällig. Das gleiche gilt für die Erhebung einer Vorauszahlung. 
 
 
 

III. Abschnitt 
Erstattung der Kosten zusätzlicher Grundstücksanschlüsse sowie der Revisions-

schächte. 
 

§ 10 
Kostenerstattung für Grundstücksanschlüsse und Revisionsschächte  

(geändert durch 2. Änderung der Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Nieder-
schlagswasserbeseitigung der Gemeinde Albersdorf) 

 
(1) Der Gemeinde Albersdorf sind vom Grundstückseigentümer zu erstatten: 

a) Die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Veränderung und Beseiti-
gung der Grundstücksanschlüsse und Revisionsschächte. 

b) Die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Veränderung und Beseiti-
gung weiterer, vorläufiger und vorübergehender Grundstücksanschlüsse und Re-
visionsschächte. 

 
Zu diesen Kosten gehören auch die Aufwendungen für die Wiederherstellung des alten Zu-
standes auf den durch die Arbeiten beanspruchten Flächen. 
 
Der Erstattungsanspruch entsteht mit der endgültigen Herstellung des Grundstücksan-
schlusses, um Übrigen mit der Beendigung der Maßnahme. Der Erstattungsanspruch wird 
innerhalb eines Monates nach Bekanntgabe des Abgabenbescheides fällig. 

 
 
 

IV. Abschnitt 
Niederschlagswassergebühr 

 
§ 11 

Grundsatz 
 

Für die Inanspruchnahme der zentralen öffentlichen Niederschlagswasserbeseitigungsanla-
ge und für die nach § 9 Abwasserabgabengesetz zu entrichtende Abwasserabgabe werden 
Niederschlagswassergebühren für die Grundstücke erhoben, die an diese öffentliche Nieder-
schlagswasserbeseitigungseinrichtung angeschlossen sind oder in diese entwässern. 
 
 

§ 12 
Niederschlagswassergebühr 

1) Die Gebühr für die Niederschlagswasserbeseitigung wird nach der überbauten 
und/oder befestigten (z.B. Betondecken, bituminöse Decken, Pflasterungen und Plat-
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tenbeläge) Grundstücksfläche bemessen, von der aus Niederschlagswasser in die öf-
fentliche Niederschlagswasseranlage eingeleitet wird, oder in diese gelangt. Als be-
festigt gilt auch jede andere Fläche, soweit von dieser eine unmittelbare oder mittelba-
re Einleitung in die Niederschlagswasserbeseitigungsanlagen erfolgt. 

2) Die Berechnungseinheit ist 1 m², wobei Bruchzahlen über 0,5 auf volle Zahlen aufge-
rundet werden und Bruchzahlen bis 0,5 keine Berücksichtigung finden. 

3) Der Gebührenpflichtige hat der Gemeinde auf deren Aufforderung binnen von einem 
Monat die Berechnungsgrundlagen mitzuteilen. Kommt der Gebührenpflichtige seiner 
Mitteilungspflicht nach Satz 1 nicht fristgemäß nach, so darf die Gemeinde die Be-
messungseinheiten schätzen. 

4) Änderungen der überbauten und befestigten Grundstücksfläche hat der Gebühren-
pflichtige unaufgefordert innerhalb von einem Monat nach Fertigstellung der Gemein-
de mitzuteilen. 

5) Maßgebend für die Gebührenerhebung sind die am 1.1. des Erhebungszeitraumes 
bestehenden Verhältnisse. 

 
 

§ 13 
Gebührensatz 

(geändert durch 3. und 4. Änderung der Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale 
Niederschlagswasserbeseitigung der Gemeinde Albersdorf) 

 
Der Gebührensatz beträgt 0,32 Euro je m² gebührenpflichtiger Grundstücksfläche. 
 
 

§ 14 
Gebührenpflichtige 

 
Gebührenpflichtig ist der Eigentümer des Grundstücks, bei Wohnungs- oder Teileigentum 
der Wohnungs- oder Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, ist 
der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers gebührenpflichtig. Die Wohnungs- und Tei-
leigentümer einer Eigentümergemeinschaft sind Gesamtschuldner der auf ihr gemeinschaft-
liches Grundstück entfallenden Gebühren. Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen 
Grund dinglich Berechtigte sind Gesamtschuldner. 
 
 

§ 15 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

Die Gebührenpflicht entsteht, sobald das Grundstück an die zentrale öffentliche Nieder-
schlagswasserbeseitigungsanlage angeschlossen ist oder der zentralen Niederschlagswas-
seranlage von dem Grundstück Niederschlagswasser zugeführt wird. Sie erlischt, sobald der 
Grundstücksanschluss beseitigt wird oder die Zuführung von Niederschlagswasser endet.  
 
 

§ 16 
Erhebungszeitraum 

(geändert durch 3. Änderung der Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Nieder-
schlagswasserbeseitigung der Gemeinde Albersdorf) 

 
1) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. Entsteht die Gebührenpflicht während des 

Kalenderjahres so ist der Restteil des Jahres der Erhebungszeitraum. 
2) Die Gebührenschuld entsteht mit Ende des Erhebungszeitraumes. Erlischt die Gebüh-

renpflicht vor Ablauf des Erhebungszeitraumes, so entsteht die Gebührenschuld mit 
Ende der Gebührenpflicht. 

3) Beim Wechsel des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf 
den Übergang folgenden Kalendermonats auf den neuen Pflichtigen über. Wenn der 
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bisherige Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel versäumt, so haftet er 
für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Ge-
meinde Albersdorf entfallen, neben dem neuen Pflichtigen. 

 
 
 

§ 17 
Veranlagung 

(geändert durch 5. Änderung der Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Nieder-
schlagswasserbeseitigung der Gemeinde Albersdorf) 

 
1) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes festzusetzende Gebühr können Ab-

schlagszahlungen verlangt werden. Die Höhe richtet sich nach der Gebühren-
schuld des vorherigen Erhebungszeitraumes oder nach dem voraussichtlichen 
Entgelt für den laufenden Erhebungszeitraum. 

2) Abschlagszahlungen werden nach Maßgabe der Beitrags- und Gebührensatzung zur 
Abwasserbeseitigung vom Wasserverband Süderdithmarschen (Beitrags- und 
Gebührensatzung) festgesetzt. 

3) Entsteht die Gebührenpflicht erstmalig im Laufe des Kalenderjahres, so werden den 
Vorausleistungen die Grundstücksverhältnisse bei Entstehen der Gebührenpflicht 
zugrunde gelegt. Diese Flächen hat der Gebührenpflichtige der Gemeinde unver-
züglich mitzuteilen. Kommt der Gebührenpflichtige der Verpflichtung bzw. einer 
Aufforderung nicht nach, so kann die Gemeinde die Flächen schätzen. 

 
 

§ 18 
Fälligkeit 

 
Die Abwassergebühr wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach der Bekanntga-
be des Bescheides fällig. Die Abschlagszahlungen werden ebenfalls durch Bescheid festge-
setzt und werden zu den in § 17 Absatz 2 genannten Zeitpunkten fällig. Die Niederschlags-
wassergebühr und die Abschlagszahlungen können zusammen mit anderen Abgaben und 
zusammen mit privatrechtlichen Entgelten angefordert werden. 
 
 
 

V. Abschnitt 
Schlussbestimmungen 

 
§ 19 

Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 
(geändert durch 5. Änderung der Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Nieder-

schlagswasserbeseitigung der Gemeinde Albersdorf) 

 
Die Abgabenpflichtigen haben dem Wasserverband Süderdithmarschen bzw. der Gemeinde 
jede Auskunft zu erteilen, die für die Festsetzung und Erhebung der Abgaben nach dieser 
Satzung erforderlich ist. Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist dem Was-
serverband Süderdithmarschen bzw. der Gemeinde sowohl vom Veräußerer als auch vom 
Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. Beauftragte des Wasserverbandes 
Süderdithmarschen bzw. Gemeinde dürfen nach Maßgabe der Abgabenordnung Grundstü-
cke betreten, um Bemessungsgrundlagen für die Abgabenerhebung festzustellen oder zu 
überprüfen; die Abgabenpflichtigen haben dies zu ermöglichen. 
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§ 20 

Datenverarbeitung 
1) Zur Ermittlung der Abgabenpflichtigen und zur Festsetzung der Abgaben im Rahmen 

der Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen perso-
nenbezogenen und grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeind-
lichen Vorkaufsrechts nach §§ 24 bis 28 BauGB und § 3 WoBauErlG der Gemeinde 
bekannt geworden sind, sowie aus dem Grundbuchamt, den Unterlagen der unteren 
Bauaufsichtsbehörde und des Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Die Ge-
meinde darf sich diese Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln 
lassen und zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung weiterverarbei-
ten. 

2) Die Gemeinde ist insbesondere berechtigt, sich die im Zusammenhang mit der Erhe-
bung anderer Gebühren gewonnenen personenbezogenen und grundstücksbezoge-
nen Daten für Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und 
weiterzuverarbeiten. 

3) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Abgabenpflichtigen und 
von nach den Absätzen 1 und 2 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Abgaben-
pflichtigen mit den für die Abgabenerhebung nach dieser Satzung erforderlichen Da-
ten zu führen und diese Daten zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Sat-
zung zu verwenden und weiterzuverarbeiten. 

 
§ 21 

Ordnungswidrigkeiten 
 

Zuwiderhandlungen gegen Pflichten nach §§ 14 Abs. 3 und 4 sowie § 19 der Satzung sind 
Ordnungswidrigkeiten nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes.  
 
 

§ 22 
Inkrafttreten 

(geändert durch 1. Änderung der Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Nieder-
schlagswasserbeseitigung der Gemeinde Albersdorf) 

 
1) Diese Abgabensatzung tritt rückwirkend zum 01.01.2008 in Kraft. 
2) Die Abgabensatzung vom 17.11.2004 in der Fassung vom 17.10.2007 tritt außer 

Kraft. 
3) Für die Zeit der Rückwirkung der Satzung dürfen die Beitrags- und Gebührenpflichti-

gen nicht ungünstiger gestellt werden als durch die bisherige Satzungsregelung. 
 
 
 
Albersdorf, den  
 
 
 
 
Gemeinde Albersdorf 
Peter Mucke 
Bürgermeister 


